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Allgemeine Geschäftsbedingungen für 
Wärmebehandlungen 
 
 
1. Allgemeine Bedingungen 
 
1.1 Erfüllungsort, Gerichtsstand und anzuwendendes Recht 
Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle Leistungen, Lieferungen und 
Zahlungen ist der Sitz der Gesellschaft des Auftragnehmers. Der 
Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die 
Anwendung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
Verträge bezgl. des internationalen Warenkaufs (UN-Kaufrecht) vom 
11.04.1980 wird ausgeschlossen. 
 
1.2 Vertragsbedingungen 
Die Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend. Alle eingehenden 
Aufträge werden, soweit nicht schriftlich abweichende Vereinbarungen 
getroffen sind, nur zu den nachstehenden Bedingungen ausgeführt. 
Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende 
Geschäftsbedingungen des Kunden werden, selbst bei Kenntnis, nicht 
Vertragsbestandteil, es sei denn, ihrer Geltung wird ausdrücklich 
zugestimmt. Dieses Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, 
beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der AGB des Kunden 
den Auftrag vorbehaltlos ausführen. Im Einzelfall getroffene, 
individuelle Vereinbarungen mit dem Kunden (einschließlich 
Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jedem Fall 
Vorrang vor diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Für den 
Inhalt derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des 
Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftliche 
Bestätigung maßgebend. 
 
1.3 Preisstellung 
Die Preise verstehen sich in Euro ab Werk ausschl. MwSt. und Kosten 
für etwaige Verpackung. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung 
nichts anderes ergibt, ist die Vergütung in voller Höhe sofort bei 
Lieferung zur Zahlung fällig.  
 
1.4 Zahlung 
Die Rechnungen sind sofort nach Erhalt ohne jeden Abzug zu zahlen. 
Bei Zahlungsverzug hat der Kunde die Geldschuld mit einem 
Verzugszinssatz in Höhe von 9 %-Punkten über dem Basiszinssatz zu 
verzinsen; die Geltendmachung höherer Zinsen und weiterer Schäden 
im Falle des Verzugs bleibt unberührt.  Gegenüber Kaufleuten bleibt 
unser Anspruch auf den kaufmännischen Fälligkeitszins (§ 353 HGB) 
unberührt.  

Der Auftragnehmer ist berechtigt, noch ausstehende Lieferungen oder 
Leistungen nur gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung 
auszuführen oder zu erbringen, wenn ihm nach Abschluss des 
Vertrages Umstände bekannt werden, welche die Kreditwürdigkeit des 
Auftraggebers wesentlich zu mindern geeignet sind und durch welche 
die Bezahlung der offenen Forderungen des Auftragnehmers durch 
den Auftraggeber aus dem jeweiligen Vertragsverhältnis 
(einschließlich aus anderen Einzelaufträgen) gefährdet wird. 

Das Recht des Auftraggebers zur Zurückbehaltung oder Aufrechnung 
ist ausgeschlossen, es sei denn, Gegenansprüche sind unbestritten 
oder rechtskräftig anerkannt. 
 
1.5 Pfandrecht 
Der Auftragnehmer hat für alle gegenwärtigen und zukünftigen 
Forderungen ein Pfandrecht an den Werkstücken des Auftraggebers, 
sobald diese zur Wärmebehandlung übergeben werden. Die 
Rechtsfolgen aus dem Gesetz §§ 1204 ff BGB und der 
Insolvenzordnung finden entsprechend Anwendung. 

2. Ausführungs- und Lieferbedingungen 
 
2.1 Angaben des Auftraggebers 
Allen Werkstücken, die zur Wärmebehandlung übergeben werden, 
muss ein Auftrag oder ein Lieferschein beigefügt werden, der folgende 
Angaben enthalten soll: 
a) Bezeichnung, Stückzahl, Nettogewicht, Wert der Teile und Art der 
Verpackung 
b) Werkstoff-Qualität (Normbezeichnung, bzw. Stahlmarke und 
Stahlhersteller) 
c) die gewünschte Wärmebehandlung, insbesondere  
aa) bei Einsatzstählen gem. DIN 6773 entweder die verlangte 
Aufkohlungstiefe mit Grenzkohlenstoffgehalt (z. B. 
At0,35=0,8+0,4mm) oder die vorgeschriebene Einsatzhärtetiefe mit 
Bezugshärtewert und Oberflächenhärte (z. B. Eht550 HV1 = 0,2 – 0,4 
mm, Oberflächenhärte = mind. 700 HV5); 
bb) bei Vergütungsstählen die geforderte Zugfestigkeit. Für die 
Ermittlung derselben ist, wenn nicht anders vereinbart, die 
Kugeldruckprüfung nach Brinell an der Oberfläche maßgebend; 
cc) bei Werkzeug- und Schnellarbeitsstählen der gewünschte 
Härtegrad nach Rockwell oder Vickers; 
dd) bei Nitrierstählen die gewünschte Nitrierhärtetiefe (Nht); 
ee) bei Induktions- und Flammhärtung die gewünschte Randhärtetiefe 
(Rht) mit Bezugshärtewert und Oberflächenhärte und die Lage des zu 
härtenden Bereiches; 
ff) bei Salzbadnitrocarburieren und Kurzzeitgasnitrieren entweder die 
Behandlungsdauer oder die gewünschte Stärke der Verbindungszone; 
d) Angaben über das gewünschte Prüfverfahren, die Prüfstelle und die 
Prüflast (siehe DIN-Prüfnormen); 
e) weitere für den Erfolg der Behandlung notwendige Angaben oder 
Vorschriften (Siehe DIN 6773, DIN EN 10 052, DIN 17 021, DIN 17 
023); 
Bei geforderten partiellen Härtungen sind Zeichnungen beizufügen, 
aus denen hervorgeht, welche Stellen hart werden, bzw. weich bleiben 
müssen. Sind gleichartige Werkstücke aus verschiedenen 
Stahlschmelzen hergestellt, so muss dieses angegeben werden. 
Desgleichen sind besondere Anforderungen an die Maßhaltigkeit oder 
den Oberflächenzustand auf den Lieferpapieren zu vermerken. Auf 
geschweißte oder gelötete Werkstücke und auf solche, die Hohlkörper 
enthalten, ist durch den Auftraggeber besonders hinzuweisen. Der 
Auftragnehmer prüft die Angaben des Auftraggebers im Rahmen 
seiner Kenntnisse auf Inhalt und Vollständigkeit. Bei berechtigten 
Zweifeln an einer erfolgreichen Wärmebehandlung informiert der 
Auftragnehmer den Auftraggeber. 
 
2.2 Lieferzeit 
Die Lieferzeit beginnt, sobald die Vertragsparteien Auftragsklarstellung 
herbeigeführt haben und der Auftraggeber alle Voraussetzungen erfüllt 
hat. Von uns in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen 
und Leistungen gelten stets nur annähernd, es sei denn, dass 
ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Termin zugesagt oder 
vereinbart ist. 
 
Die Lieferzeit verlängert sich – auch innerhalb eines Lieferverzuges – 
angemessen beim Eintritt unvorhersehbarer Hindernisse, die der 
Auftragnehmer trotz der nach den Umständen des Falles zumutbaren 
Sorgfalt nicht abwenden konnte. Als unvorhersehbare Hindernisse 
gelten insbesondere eventuelle, zunächst nicht erkennbare 
Mehrfachbehandlungen, unverschuldete und schwerwiegende 
Betriebsstörungen im eigenen Betrieb, die z.B. durch Streik, 
Aussperrung, Unfälle, Transportschwierigkeiten, Mangel an 
Betriebsstoffen, Schwierigkeiten in der Energieversorgung sowie 
durch Betriebsstörungen im Betrieb der Zulieferer verursacht werden.  
Den Nachweis hierfür hat der Auftragnehmer zu führen.  
Kann der Auftragnehmer absehen, dass er die Lieferzeit nicht 
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einhalten kann, wird er den Auftraggeber unverzüglich davon in 
Kenntnis setzen, ihm die Gründe hierfür mitteilen und einen neuen 
möglichen Liefertermin nennen. 
 
Der Auftragnehmer kann – unbeschadet seiner Rechte aus Verzug des 
Auftraggebers – vom Auftraggeber eine Verlängerung von Liefer- und 
Leistungsfristen oder eine Verschiebung von Liefer- und 
Leistungsterminen um den Zeitraum verlangen, in dem der 
Auftraggeber seinen vertraglichen Verpflichtungen dem Verkäufer 
gegenüber nicht nachkommt. 
 
2.3 Gefahrenübergang, Abnahme 
Soweit nicht anders vereinbart, ist das Wärmebehandlungsgut vom 
Auftraggeber auf seine Kosten und Gefahren anzuliefern und nach 
Fertigstellung abzuholen oder auf seine Kosten liefern zu lassen. Mit 
der Übergabe an die Bahn, den Spediteur oder den Frachtführer bzw. 
mit Beginn der Lagerung, spätestens jedoch mit Verlassen des Werkes 
oder Lagers, geht die Gefahr auf den Auftraggeber über, und zwar 
auch dann, wenn der Auftragnehmer die An- und Ablieferung mit 
eigenem Fuhrpark übernommen hat. 
 
Soweit eine Abnahme stattzufinden hat, gelten die behandelten 
Werkstücke als abgenommen, wenn der Auftragnehmer diese beim 
Auftraggeber ohne Beanstandungen abgeholt hat. Im Falle der 
Anlieferung durch den Auftragnehmer gelten die Werkstücke als 
abgenommen, wenn seit der Lieferung sieben Tage vergangen sind 
oder der Auftraggeber mit der Nutzung oder Weiterverarbeitung 
begonnen hat. 
 
2.4 Prüfung 
Das Wärmebehandlungsgut wird nach der Wärmebehandlung vom 
Auftragnehmer im branchenüblichen Umfang und ggf. nach Vorgaben 
des Auftraggebers geprüft. Weitergehende Prüfungen und Analysen 
erfolgen nur aufgrund besonderer Vereinbarungen. Die 
Ausgangsprüfung des Auftragnehmers entbindet den Auftraggeber 
nicht von seiner Pflicht zur Eingangsprüfung. 
 
2.5 Sachmängel 
Die gewünschte Wärmebehandlung wird nach Auftragserteilung 
aufgrund der Angaben gem. Ziffer 2.1 als Dienstleistung mit der 
erforderlichen Sorgfalt und geeigneten Mitteln durchgeführt.  
Die Wärmebehandlung erfolgt für den Auftraggeber als Hersteller, 
ohne damit eine eigene Herstellereigenschaft zu übernehmen. 
 
Eine Gewährleistung für einen bestimmten Einsatzzweck oder eine 
bestimmte Eignung wird nicht übernommen, es sei denn, es wird 
ausdrücklich schriftlich etwas Abweichendes vereinbart; im Übrigen 
liegt das Einsatz- und Verwendungsrisiko ausschließlich beim 
Auftraggeber. 
 
Aufwendungen im Zusammenhang mit der Nacherfüllung übernehmen 
wir nur, soweit sie im Einzelfall, insbesondere im Verhältnis zum 
Kaufpreis der Ware, angemessen sind, keinesfalls aber über 150 % 
des Warenwertes.  
 
Ausgeschlossen sind Kosten im Zusammenhang mit dem Ein- und 
Ausbau der mangelhaften Sache.  
 
Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass die bearbeitete Ware an 
einen anderen Ort als den vereinbarten Erfüllungsort verbracht worden 
ist, übernehmen wir nicht, es sei denn, dies entspräche ihrem 
vertragsgemäßen Gebrauch. 
 
Gewähr für den Erfolg der Wärmebehandlung, z. B. für Verzugs- und 
Rissfreiheit, Oberflächenhärte, Einhärtung, Durchhärtung, 

Galvanisierbarkeit u. ä. wird insbesondere wegen möglicher 
unterschiedlicher Härtbarkeit des verwendeten Materials, versteckter 
Fehler, ungünstiger Formgebung oder evtl. erfolgter Änderungen im 
vorangegangenen Arbeitslauf nicht gegeben.  
 
Führt die Wärmebehandlung nicht zum Erfolg, ohne dass der 
Auftragnehmer dies zu vertreten hat, weil z. B. der Auftraggeber die in 
Ziffer 2.1 geforderten Angaben unrichtig machte, der Auftragnehmer 
versteckte Fehler im Werkstück vor Durchführung der 
Wärmebehandlung nicht kannte und nicht kennen konnte oder weil 
Eigenschaften des verwendeten Materials die Formgebung oder den 
Zustand der angelieferten Werkstücke eine erfolgreiche 
Wärmebehandlung unmöglich gemacht haben, der Auftragnehmer 
dies jedoch nicht wusste und nicht wissen konnte, so ist dennoch der 
Behandlungslohn zu zahlen. Erforderliche Nachbehandlungen werden 
unter den genannten Voraussetzungen gesondert in Rechnung 
gestellt.  
 
Die behandelten Werkstücke sind unverzüglich nach Gefahrübergang 
sorgfältig zu untersuchen. Sie gelten hinsichtlich offensichtlicher 
Mängel, die bei einer unverzüglichen, sorgfältigen Untersuchung 
erkennbar gewesen wären, als vom Auftraggeber genehmigt, wenn 
dem Auftragnehmer nicht binnen sieben Werktagen nach Übergabe 
bzw. Ablieferung eine schriftliche Mängelrüge zugeht. Hinsichtlich 
nicht erkennbarer Mängel gelten die behandelten Werkstücke als vom 
Auftraggeber genehmigt, wenn die Mängelrüge dem Auftragnehmer 
nicht binnen sieben Werktagen nach dem Zeitpunkt zugeht, in dem 
sich der Mangel zeigte, in jedem Fall jedoch vor Ablauf der 
vereinbarten oder gesetzlichen Verjährungsfrist.  
 
Bei jeder Beanstandung muss dem Auftragnehmer Gelegenheit zur 
Prüfung und Nachbehandlung gegeben werden. Kommt der 
Auftragnehmer seiner Pflicht zur Nachbehandlung nicht oder nicht 
vertragsgemäß innerhalb einer angemessenen Zeit nach, kann der 
Auftraggeber nach erfolglosem Ablauf einer schriftlich gesetzten, 
angemessenen Frist den Behandlungslohn mindern, vom Vertrag 
zurücktreten, oder die notwendige Nachbehandlung selbst von einem 
Dritten auf Kosten des Auftragnehmers vornehmen lassen. 
 
Die Gewährleistungsfristen und –beschränkungen gelten auch für 
etwaige Nachbehandlungen. 
 
Sind beanstandete Werkstücke ohne schriftliches Einvernehmen des 
Auftragnehmers be- oder weiterverarbeitet worden, erlischt die 
Gewährleistungspflicht. Für den beim Härteprozess von 
Massenartikeln und kleinen Teilen branchenüblichen und 
prozessbedingt in zumutbarem Umfang auftretenden Schwund, 
können keine Mängelansprüche geltend gemacht werden. Führt der 
Auftragnehmer auf Wunsch des Auftraggebers Richtarbeiten aus, 
übernimmt er für evtl. hierbei entstehenden Bruch keine Gewähr. Bei 
Anwendung von Isoliermitteln gegen Aufkohlung oder Nitrierung kann 
für den Erfolg ebenfalls keine Gewähr übernommen werden. 
 
Unbeschadet weitergehender Ansprüche hat der Auftraggeber im Falle 
einer unberechtigten Mängelrüge unsere Aufwendungen zur Prüfung 
und – soweit verlangt – zur Beseitigung des Mangels zu ersetzen. 
 
2.6 Haftung 
Der Auftraggeber trägt im Hinblick auf die durchzuführende 
Wärmebehandlung die Verantwortung für eine nach den Regeln der 
Technik erfolgte Fertigung der Werkstücke für die Richtigkeit und 
Vollständigkeit der erforderlichen Angaben gem. 2.1 und für eine dem 
späteren Verwendungszweck angepasste 
Wärmebehandlungsvorschrift. Der Auftragnehmer haftet – soweit 
keine beiderseitigen schriftlichen Vereinbarungen getroffen worden 
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sind – nicht für Schäden aus einer Behandlung, die von ihm 
vorgeschlagen und vom Auftraggeber gebilligt wurde.  
 
Der Auftragnehmer geht davon aus, dass der Auftraggeber seinerseits 
die für die Erfüllung der Verkehrssicherungspflicht erforderlichen 
Prüfungen vornimmt. Ansprüche mittelbarer Natur, vor allem solche, 
die sich aus Schäden an Gegenständen ergeben, die nicht mit dem 
Werkstück identisch sind, werden vom Auftragnehmer nicht anerkannt.  
 
Unsere Haftung auf Schadensersatz, gleich aus welchem 
Rechtsgrund, insbesondere aus Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter 
oder falscher Lieferung, Vertragsverletzung, Verletzung von Pflichten 
bei Vertragsverhandlungen und unerlaubter Handlung ist, soweit es 
dabei jeweils auf ein Verschulden ankommt, ist nach Maßgabe der 
folgenden Absätze eingeschränkt: 

Wir haften nur, wenn ein Schaden auf einer vorsätzlichen oder grob 
fahrlässigen Pflichtverletzung von uns, unseren Organen, gesetzlichen 
Vertretern, Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen beruht. 
Darüber hinaus haften wir wegen Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten auch bei leichter Fahrlässigkeit. In diesem Fall 
beschränkt sich unsere Haftung jedoch auf den im Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses vernünftigerweise vorhersehbaren, 
vertragstypischen Schaden. Im Übrigen ist unsere Haftung für leichte 
Fahrlässigkeit ausgeschlossen. Eine wesentliche Vertragspflicht im 
vorgenannten Sinne ist eine solche, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig 
vertraut und vertrauen darf. 

Die vorgenannten Haftungsausschlüsse und -einschränkungen gelten 
nicht für Schäden aus der schuldhaften Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit und wenn und soweit wir eine Garantie 
abgegeben, eine Eigenschaft zugesichert oder einen Mangel arglistig 
verschwiegen haben. 
 
Soweit wir technische Auskünfte geben oder beratend tätig werden 
und diese Auskünfte oder Beratung nicht zu dem von uns 
geschuldeten, vertraglich vereinbarten Leistungsumfang gehören, 
geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung. 
 
2.7 Verjährung von Ansprüchen 
Die Verjährungsfrist für Ansprüche und Rechte wegen Mängeln – 
gleich aus welchem Rechtsgrund – beträgt ein Jahr. Dies gilt jedoch 
nicht in den Fällen des § 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB (Rechtsmängel bei 
unbeweglichen Sachen), § 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke, Sachen 
für Bauwerke) oder § 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB (Bauwerke oder Werk, 
dessen Erfolg in der Erbringung von Planungs- oder 
Überwachungsleistungen hierfür besteht). Die im vorstehenden S. 2 
ausgenommenen Fälle unterliegen einer Verjährungsfrist von drei 
Jahren. Jedoch gelten die Bestimmungen dieser Ziffer 2.7 insgesamt 
nicht für die Verjährung des Rückgriffsanspruchs des Auftraggebers 
nach § 445b Abs. 1 BGB in dem Falle, dass der Letztkäufer ein 
Verbraucher ist. 

Die Verjährungsfristen nach Abs. 1 gelten auch für sämtliche 
Schadensersatzansprüche gegen uns, die mit dem Mangel im 
Zusammenhang stehen – unabhängig von der Rechtsgrundlage des 
Anspruchs. 
 
Die Verjährungsfristen nach Abs. 1 und Abs. 2 gelten jedoch mit 
folgender Maßgabe: Die Verjährungsfristen gelten generell nicht im 
Falle des Vorsatzes oder bei arglistigem Verschweigen eines Mangels 
oder soweit wir eine Garantie für die Beschaffenheit des 
Liefergegenstandes übernommen haben. Die Verjährungsfristen 

gelten für Schadensersatzansprüche zudem nicht bei einer grob 
fahrlässigen Pflichtverletzung, im Falle – nicht in der Lieferung einer 
mangelhaften Sache bzw. der Erbringung einer mangelhaften 
Werkleistung bestehender – schuldhafter Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten, in den Fällen einer schuldhaft verursachten 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder bei 
Ansprüchen nach dem Produkthaftungsgesetz.  
 
Die Verjährungsfristen für Schadensersatzansprüche gelten auch für 
den Ersatz vergeblicher Aufwendungen. 
 
Die Verjährungsfrist beginnt bei allen Ansprüchen mit der Ablieferung, 
bei Werkleistungen mit der Abnahme. 
 
Die vorstehenden Regelungen gelten entsprechend für 
Schadensersatzansprüche, die mit einem Mangel nicht im 
Zusammenhang stehen; für die Verjährungsfrist gilt Abs. 1 S. 1. 
 
Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den 
vorstehenden Regelungen nicht verbunden. 
 
2.8 Partnerschaftsklausel 
Bei allen Ersatzleistungen, insbesondere bei der Höhe des 
Schadenersatzes, sind nach Treu und Glauben die wirtschaftlichen 
Gegebenheiten der Vertragspartner, Art, Umfang und Dauer der 
Geschäftsverbindungen, sowie der Wert der 
Wärmebehandlungsleistungen angemessen zu berücksichtigen. 
 
3. Gültigkeit der Bedingungen 
 
Die vorstehenden Bedingungen bleiben auch dann in Kraft, wenn eine 
oder mehrere von ihnen unwirksam werden. 
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